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Pflegeversicherung
Auf der Grundlage des Zweiten Pflegestärkungs­
gesetzes (PSG II) wirkt seit 1. Januar 2017 die größ­
te und umfassendste Reform der sozialen Pflege­
versicherung seit ihrer Einführung im Jahr 1995. 
Das Pflegeversicherungsrecht musste geändert wer­
den, um der steigenden Anzahl von Pflegebedürfti­
gen sowie den Erfordernissen von Demenzerkrank­
ten Rechnung zu tragen.

Ziel der Pflegereform ist eine Gleichbehandlung 
von körperlich, geistig und psychisch beeinträch­
tigten Menschen und zwar bei Begutachtung, Ein­
stufung und Leistungsbezug. Dazu werden ein neu­
er Pflegebedürftigkeitsbegriff und ein neues Begut­
achtungsinstrument eingeführt.

Zukünftig geht es in der Begutachtung durch den 
Medizinischen Dienst der Krankenversicherung nicht 
mehr darum, bei dem pflegebedürftigen Menschen 
einen Zeitaufwand für alltägliche Verrichtungen, 

wie etwa den Toilettengang, zu ermitteln. Von Be­
deutung ist künftig, wie selbstständig er bei der Be­
wältigung seines Alltags ist. Dabei spielen die indi­
viduellen Beeinträchtigungen in zentralen Lebens­
bereichen wie zum Beispiel der Selbstversorgung, 
Mobilität oder dem Umgang mit psychosozialen 
oder medizinisch-therapeutischen Herausforde­
rungen eine Rolle.

Grundlage der Einstufung in die Pflegegrade ist der 
mit Hilfe eines neuen Begutachtungsinstruments 
ermittelte Gesamtpunktwert aus unterschiedlichen 
Lebensbereichen. Für jeden Bereich gibt es Punkte, 
die unterschiedlich bewertet in das Endergebnis 
einfließen. Den größten Einfluss hat der Bereich 
Selbstversorgung, am wenigsten zählt die Mobili­
tät. Durch den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff 
und das damit verbundene neue Begutachtungs­
instrument werden künftig beispielsweise auch die 
Beeinträchtigungen von Alzheimer-Patienten bes­

Jürgen Landgrebe und Sarah Huth

Änderungen im Sozialrecht 2017
2017 wird ein politisch bedeutsames Jahr für Deutschland. Nach der Wahl des 
Bundespräsidenten und drei Landtagswahlen wird im September der Bundestag neu 
gewählt. Dieses Wahljahr beginnt mit zahlreichen Änderungen im Sozialrecht.
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ser in der Begutachtung abgebildet. Damit erhalten 
diese Patienten häufig höhere Leistungen der Pfle­
geversicherung. Auf die speziellen Bedürfnisse von 
Kindern kann mit diesem Verfahren ebenfalls bes­
ser eingegangen werden. 

Künftig gibt es statt der bisherigen drei Pflege­
stufen fünf Pflegegrade. Je höher der Pflegegrad, 
desto eingeschränkter ist der Mensch in seiner 
Selbstständigkeit und umso mehr auf Hilfe ange­
wiesen. Viele Menschen erhalten mit dem Pflege­
grad 1 erstmals Zugang zu Leistungen der Pflege­
versicherung (s. Tabelle 1).

Die aktuell rund 2,7 Millionen Pflegebedürftigen 
werden automatisch von ihrer bisherigen Pflege­
stufe in einen Pflegegrad übergeleitet. Menschen 
mit körperlichen Beeinträchtigungen werden dabei 
von ihrer Pflegestufe in den nächst höheren Pflege­
grad übergeleitet. Menschen mit einer dauerhaft 
erheblichen Einschränkung der Alltagskompetenz 
werden in den übernächsten Pflegegrad überführt. 
Sichergestellt ist, dass keiner, der bereits Pflegeleis­
tungen bezieht, schlechter gestellt ist. Viele werden 
durch die Umstellung mehr Unterstützung erhalten.

Weitere wesentliche Änderungen in der Pflege­
versicherung sind:

▪▪ Die soziale Absicherung der Pflegepersonen wird 
ausgeweitet. Statt bisher erst ab einem Pflege­
aufwand von mindestens 14 Stunden wöchent­
lich, profitieren Pflegepersonen jetzt von der so­
zialen Absicherung, wenn sie eine oder mehrere 
pflegebedürftige Personen mit mindestens Pfle­
gegrad 2 wenigstens zehn Stunden wöchentlich, 
verteilt auf regelmäßig mindestens zwei Tage in 
der Woche, in ihrer häuslichen Umgebung nicht 
erwerbsmäßig pflegen. Die soziale Absicherung 
umfasst wie bisher auch die gesetzliche Unfall­
versicherung, Rentenversicherung und Arbeits­
losenversicherung.

▪▪ Bei der vollstationären Pflege war die Höhe der 
Eigenleistung der pflegebedürftigen Heimbewoh­
ner bisher auch abhängig von ihrer Pflegestufe. 
Neu ist ein einheitlicher pflegebedingter Eigen­
anteil für die Pflegegrade 2 bis 5.

▪▪ Alle Pflegebedürftigen erhalten einen Rechtsan­
spruch auf zusätzliche Betreuungsangebote in voll- 
und teilstationären Pflegeeinrichtungen.

▪▪ Die Rahmenbedingungen für den Ausbau der Be­
ratung in der Pflege werden verbessert.

▪▪ Um Abrechnungsbetrug wirksamer zu verhin­
dern, werden die Kontrollmöglichkeiten der Pfle­
ge-, aber auch der Krankenkassen ausgeweitet.

▪▪ Um die verbesserten Leistungen finanzieren zu 
können, ist seit 1. Januar 2017 der Beitragssatz 
um 0,2 Prozentpunkte auf 2,55 beziehungsweise 
2,8 Prozent für Kinderlose gestiegen.

Gesundheitsversorgung
Verschreibungspflichtige Arzneimittel: Um Fehl­
diagnosen zu vermeiden, darf ein verschreibungs­
pflichtiges Arzneimittel seit 1. Januar 2017 grund­
sätzlich nur noch dann abgegeben werden, wenn 
die Verschreibung nach einem direkten Arzt-Pati­
enten-Kontakt ausgestellt wurde. Hiervon darf nur 
in begründeten Ausnahmefällen abgewichen wer­
den, insbesondere, wenn die Person dem Arzt oder 
Zahnarzt aus einem vorangegangenen direkten Kon­
takt hinreichend bekannt ist und es sich lediglich 
um die Wiederholung oder die Fortsetzung der Be­
handlung handelt.
Behandlung psychisch kranker Menschen: Den 
Bedürfnissen seelisch kranker Menschen in der me­
dizinischen Behandlung soll besser Rechnung ge­
tragen werden, indem das Vergütungssystem für 
psychiatrische und psychosomatische Leistungen 
angepasst wird. Zusätzlich soll mit Mindestperso­
nalvorgaben die menschliche Zuwendung gestärkt 
werden. Außerdem werden ambulante und statio­
näre Leistungen enger verzahnt, um die Versor­
gung der Patienten weiter zu stärken.
Waisenrentenbezieher: Bezieher einer gesetzli­
chen Waisenrente oder einer vergleichbaren Leis­
tung eines berufsständischen Versorgungswerkes 
werden bei den Krankenversicherungsbeiträgen 
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Verschreibungspflichtige Medikamente gibt es nur, 
wenn vorher Arzt und Patient direkten Kontakt hatten.
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entlastet. Hierfür wurde ein neuer Versicherungs­
pflichttatbestand geschaffen.
Beitragssatz: Sowohl der Beitrag mit 14,6 Prozent 
als auch der vom Bundesgesundheitsministerium 
festgesetzte durchschnittliche Zusatzbeitragssatz von 
1,1 Prozent sind für das Jahr 2017 stabil geblieben. 
Individuell können sich für die Versicherten aber 
Veränderungen durch einen höheren oder niedri­
geren individuellen Zusatzbeitragssatz ihrer Kran­
kenkasse ergeben. Erhöht eine Krankenkasse ihren 
kassenindividuellen Zusatzbeitrag, haben die Mit­
glieder ein Sonderkündigungsrecht und können in 
eine andere Krankenkasse wechseln. Die Spanne der 
Zusatzbeitragssätze der Krankenkassen liegt zwi­
schen 0,3 Prozent und 1,5 Prozent. Berücksichtigt 
werden muss dabei aber, dass nicht alle Kranken­
kassen für alle Versicherten geöffnet sind. Eine gute 
Übersicht zu den Zusatzbeiträgen hat der GKV-
Spitzenverband in seinem Internetangebot veröf­
fentlicht (www.gkv-spitzenverband.de/krankenkas­
senliste.pdf).

Rentenversicherung
Flexibler Übergang in die Rente: Am 1. Januar 
2017 ist das Flexirentengesetz in Kraft getreten. 
Das Flexirentengesetz hilft, den Übergang vom Er­
werbsleben in die Rente selbstbestimmter zu ge­
stalten und gleichzeitig die Attraktivität für ein Wei­
terarbeiten über die reguläre Altersgrenze hinaus 
zu erhöhen.

Erreicht wird das zum Beispiel durch die bessere 
Verknüpfung von Teilrente und Teilzeitarbeit, die 
Schaffung der Möglichkeit, auch nach Erreichen der 
Regelaltersgrenze bei fortgesetzter Beschäftigung 
Entgeltpunkte zur Erhöhung des Rentenanspruchs 
zu erwerben und die Stärkung der Rehabilitation 
und Prävention in der gesetzlichen Rentenversiche­
rung.
Anhebung der Altersgrenzen – Rente mit 67: 
Im Zuge der schrittweisen Anhebung des Renten­
eintrittsalters in der gesetzlichen Rentenversiche­
rung („Rente mit 67“) steigen die Altersgrenzen um 
einen weiteren Monat. Versicherte, die 1952 gebo­
ren sind und für die keine Vertrauensschutzregelun­
gen gelten, erreichen die Regelaltersgrenze mit 65 
Jahren und sechs Monaten.

Hiervon ausgenommen sind „besonders langjäh­
rig Versicherte“. Wenn sie 2017 63 Jahre alt wer­
den (Geburtsjahrgang 1954) und 45 Jahre, mit 
Pflichtbeiträgen für eine versicherte Beschäftigung, 
Tätigkeit oder Berücksichtigungszeiten erfüllt ha­

ben, können sie die Altersrente bereits mit 63 Jah­
ren und vier Monaten ohne Abschläge in Anspruch 
nehmen.
Beitragssatz: Aufgrund der guten F inanzlage 
bleibt der Beitragssatz in der gesetzlichen Renten­
versicherung stabil bei 18,7 Prozent. In der knapp­
schaftlichen Rentenversicherung beträgt er weiter­
hin 24,8 Prozent.
Rentenanpassung in der gesetzlichen Renten­
versicherung: Zum 1. Juli 2017 ist mit einer Ren­
tenanpassung von 2,3 Prozent (West) und 2,6 Pro­
zent (Ost) zu rechnen. Die genaue Festlegung er­
folgt erst im Frühjahr 2017 und wird bis Juni 2017 
durch die Bundesregierung bekanntgegeben. Die 
besonders hohe Rentenanpassung 2016 war zum 
Großteil auf Einmaleffekte zurückzuführen, die sich 
nicht wiederholen.
Mindestbeitrag in der gesetzlichen Rentenver­
sicherung: Der Mindestbeitrag zur freiwilligen Ver­
sicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung 
beträgt unverändert zum Vorjahr 84,15 Euro mo­
natlich.

Arbeitsmarkt
Mindestlohn: Zu seinem zweiten Geburtstag wur­
de der gesetzliche Mindestlohn ab dem 1. Januar 
2017, wie von der Mindestlohnkommission vorge­
schlagen, auf brutto 8,84 Euro je Stunde angeho­
ben. In der Land- und Forstwirtschaft und im Gar­
tenbau gilt 2017 das tariflich vereinbarte Mindest­
entgelt. Es steigt ab 1. Januar bundeseinheitlich auf 
8,60 Euro je Stunde. Zum 1. November erhöht sich 
das tarifliche Mindestentgelt nochmals auf dann 
9,10 Euro je Stunde.
Leiharbeit und Werkverträge: Die Rechte der 
rund 1 Million Leiharbeitnehmer werden gestärkt. 
Der Missbrauch bei Werkverträgen durch verdeck­
te Arbeitnehmerüberlassung wird verhindert. Ab 
dem 1. April dürfen Leiharbeitnehmer längstens 18 
Monate bei einem Entleiher eingesetzt werden. 
Nach neun Monaten muss ihr Arbeitsentgelt dem 
der Stammbelegschaft entsprechen. Ausnahmen 
für tarifgebundene Arbeitnehmer sind möglich.
Sicherheit und Schutz in der Arbeitswelt: Die 
Arbeitsstättenverordnung ist nach jahrelangem Rin­
gen an die moderne Arbeitswelt angepasst wor­
den. Bereits seit Ende 2016 sind die Anforderun­
gen an einen Telearbeitsplatz oder Pausenräume 
damit klar geregelt. Künftig müssen auch psychi­
sche Belastungen bei der Beurteilung der Gefähr­
dungen berücksichtigt werden.
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Neue Regelbedarfsstufen in der Grundsiche­
rung für Arbeitsuchende: Ab dem 1. Januar gel­
ten neue Regelbedarfe (s. Tabelle 2) in der Grund­
sicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch und in der Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsunfähigkeit nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch:

Die Regelsätze wurden auf Basis der neuen Ein­
kommens- und Verbrauchsstichprobe fortgeschrie­
ben und mit einer Ausnahme erhöht. Zusätzlich 
wurden mehrere Urteile des Bundessozialgerichts 
und des Bundesverfassungsgerichts umgesetzt. Da­
von profitieren in erster Linie erwachsene Men­
schen mit Behinderungen. Zudem können erwach­
sene Sozialhilfeempfänger künftig leichter ihre Kos­
ten für Unterkunft und Heizung geltend machen, 
wenn sie beispielsweise im Haushalt der Eltern le­
ben. Auch dies ist eine wesentliche Verbesserung 
für erwachsene Menschen mit Behinderungen.
Keine „Zwangsverrentung“ mehr bei langer Ar­
beitslosigkeit: Wer bisher Leistungen aus der 
Grundsicherung für Erwerbsfähige bezog, konnte 
zum Eintritt in eine vorgezogene Altersrente mit 
Abschlägen verpflichtet werden, auch wenn die 
Höhe dieser Rente zur Bedürftigkeit, also zum Be­
zug von Grundsicherungsleistungen im Alter geführt 
hat. Auf Basis einer Unbilligkeitsverordnung des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales wurde 
diese Verpflichtungsmöglichkeit abgeschafft.
Insolvenzgeld: Der Umlagesatz für das Insolvenz­
geld ist für das Kalenderjahr 2017 abweichend vom 

gesetzlich vorgesehenen Umlagesatz von 0,15 Pro­
zent auf nur noch 0,09 Prozent abgesenkt worden. 
Hintergrund sind der aktuelle Überschuss aus der 
Umlage und die positive konjunkturelle Lage.
Zusätzlicher Feiertag: Die Arbeitnehmer wird 
freuen, dass aus Anlass des Reformationsjubiläums 
als Besonderheit für 2017 der 31. Oktober bundes­
weit einmalig ein Feiertag ist. An diesem Tag jährt 
sich die Veröffentlichung von Martin Luthers The­
sen zum 500. Mal.
Teilhabe behinderter Menschen: Mehr Teilhabe 
und Selbstbestimmung für Menschen mit Behinde­
rung sieht seit 1. Januar 2017 das Bundesteilhabe­
gesetz vor. Die Eingliederungshilfe wird reformiert, 
die Assistenzleistungen modernisiert. Das Gesetz 
wird bis 2020 stufenweise umgesetzt. Ab 2017 er­
höhen sich bereits die Freibeträge für Erwerbsein­
kommen um bis zu 260 Euro monatlich. Die Ver­
mögensfreigrenze liegt dann bei 25.000 Euro. Das 
Partnereinkommen wird nicht angerechnet.

Landwirtschaftliche Sozialversicherung
Alterssicherung der Landwirte: Im geltenden 
Recht sind Präventionsleistungen nur in der land­
wirtschaftlichen Kranken- und Unfallversicherung 
vorgesehen. Die Alterssicherung der Landwirte wur­
de bei Einführung entsprechender Präventionsre­
gelungen für die gesetzliche Rentenversicherung da­
von ausgenommen. Nunmehr werden über das 
Flexirentengesetz erstmalig Präventionsleistungen 
in der Alterssicherung der Landwirte eingeführt.

Die versicherungszweigübergreifende Prävention 
soll innerhalb der Sozialversicherung für Forsten, 
Landwirtschaft und Gartenbau grundsätzlich als 
„den Versicherten aufsuchende“ Leistung umge­
setzt werden. Hierbei sollen Krankheit und Ge­
sundheitsgefahren durch bedarfsorientierte Gesund­
heitsangebote abgewendet werden.

Die Teilnahme an diesem präventiven Fallma­
nagement erfolgt durch Einschreibung in das Pro­
gramm. Die Gesundheitslotsen vor Ort oder weite­
re im Rahmen des Präventionsprojekts Beteiligte 
sollen die Betroffenen bei der Einschreibung sowie 
Durchführung der Maßnahme unterstützen. Hier­
für wird mittels eines Erhebungsbogens die subjek­
tive sozial-gesundheitliche Konfliktlage auf dem 
Hof erfasst. An dem gesundheitlichen Zustand der 
Betroffenen und anhand des Zustandes des Hofes 
werden alle verfügbaren Präventionsangebote der 
Sozialversicherung für Forsten, Landwirtschaft und 
Gartenbau offeriert.
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Über das Flexirentengesetz werden erstmalig Präven­
tionsleistungen in der Alterssicherung der Landwirte 
eingeführt.
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Bundesmittel zur Senkung der Unfallversiche­
rungsbeiträge: Wie im Vorjahr stellt der Bund auch 
im Jahr 2017 insgesamt 178 Millionen Euro Bun­
desmittel für die Senkung der Unfallversicherungs­
beiträge der zuschussberechtigten land- und forst­
wirtschaftlichen sowie gärtnerischen Unternehmer 
zur Verfügung. Durch die Bundesmittel können die 
Risikobeiträge um rund 36 Prozent gesenkt werden.
Beiträge zur landwirtschaftlichen Krankenkasse: 
Die Beitragstabelle der landwirtschaftlichen Kran­
kenkasse für Unternehmer und mitarbeitende Fa­
milienangehörige bleibt im kommenden Jahr wie 
im Vorjahr nahezu unverändert. Nur der Beitrag in 
Klasse 20 musste wegen gesetzlicher Vorgaben auf 
598,76 Euro angehoben werden. Bei gleichen Be­
triebsverhältnissen kann sich die Beitragsklasse für 
Unternehmer und mitarbeitende Familienangehöri­
ge zum 1. Januar 2017 dennoch in einigen Fällen 
ändern. Hintergrund sind Anpassungen in der Ar­
beitseinkommenverordnung Landwirtschaft 2017 
auf Basis von Buchführungsergebnissen von über 
11.000 Unternehmen und jeweils fünfjährigen 
Durchschnittswerten.

Die Beiträge für mitarbeitende Familienangehö­
rige betragen unverändert 50 Prozent des Unter­
nehmerbeitrages (25 Prozent bei unter 18-jährigen 
oder Auszubildenden).

2017 ist das letzte Jahr des vierjährigen Über­
gangszeitraums von 2014 bis 2017, in dem eine 
gleitende Anpassung der Beiträge an den neuen bun­
deseinheitlichen Beitragsmaßstab erfolgt.
Beitrag zur Alterssicherung der Landwirte: Trotz 
des konstanten Beitragssatzes der gesetzlichen 
Rentenversicherung, an den der Beitrag zur Alters­
sicherung angelehnt ist, steigt der monatliche Bei­
trag in der Alterssicherung der Landwirte im Ver­
gleich zum Jahr 2016 von 236 Euro auf 241 Euro in 
den alten Ländern. In den neuen Ländern steigt der 
Beitrag von 206 Euro auf 216 Euro (s. Tabelle 3). 
Hintergrund des Anstiegs ist die deutliche Erhö­
hung des geschätzten Durchschnittsentgeltes, vor 
allem in den neuen Bundesländern.

Die Autoren

Jürgen Landgrebe
juergen.landgrebe@bmel.bund.de

Sarah Huth
Sarah.huth@bmel.bund.de

Beide: Bundesministerium für Ernährung und Land­
wirtschaft, Bonn

Beitrag zur landwirtschaftlichen Pflegekasse: 
Zur F inanzierung der zum 1. Januar 2017 verbes­
serten Leistungen erhöht sich der Beitrag zur Pflege­
kasse kraft Gesetzes. Der Beitragszuschlag für Un­
ternehmer und mitarbeitende Familienangehörige 
beträgt 16,2 Prozent (Kinderlose 17,79 Prozent). 
Für die übrigen versicherten Personen erhöht sich 
der Pflegeversicherungsbeitrag auf 2,55 Prozent 
(Kinderlose 2,80 Prozent) der beitragspflichtigen 
Einnahmen.

Rechen- und Grenzwerte
Die Tabellen 3 und 4 beinhalten die wichtigsten Re­
chenwerte der allgemeinen beziehungsweise land­
wirtschaftlichen Sozialversicherung, die sich turnus­
mäßig anhand der Einkommensentwicklung im ver­
gangenen Jahr verändert haben.
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Tabelle 1: Übersicht über die monatlichen Leistungen nach Pflegegrad in Euro

Leistungsart Pflegegrad 1 Pflegegrad 2 Pflegegrad 3 Pflegegrad 4 Pflegegrad 5

Pflegegeld 316 545 728 901

Sachleistung 686 1.298 1.612 1.995

Vollstationäre Pflege 125 770 1.262 1.775 2.005

Tages-/Nachtpflege 689 1.298 1.612 1.995

Entlastungsleistungen* 125 125 125 125 125

* Zweckgebundener Betrag, unter anderem für Angebote zur Unterstützung im Alltag, zum Beispiel Betreuungsangebote.

Tabelle 2: Grundsicherung (Euro/Monat)

2017 2016
Regelbedarfsstufe 1 (alleinstehende und alleinerziehende Leistungsberechtigte) 409 Euro 404 Euro
Regelbedarfsstufe 2 (jeweils für zwei in einem gemeinsamen Haushalt zusammen­
lebende Partner)

368 Euro 364 Euro

Regelbedarfsstufe 3 (Erwachsene im anderen Haushalt) 327 Euro 324 Euro
Regelbedarfsstufe 4 (Jugendliche von 14 bis unter 18 Jahren) 311 Euro 306 Euro
Regelbedarfsstufe 5 (Kinder von 6 bis unter 14 Jahren) 291 Euro 270 Euro
Regelbedarfsstufe 6 (Kinder von 0 bis unter 6 Jahren) 237 Euro 237 Euro

Tabelle 3: Beitragszuschüsse in der Alterssicherung der Landwirte 2017 (West und Ost)

West: Einheitsbeitrag 241 €/Monat Ost: Einheitsbeitrag 216 €/Monat
Einkommens- 

klasse  
(€)

monatl.  
Zuschussbetrag 

(€)

monatl. 
Nettobeitrag 

(€)

Einkommens- 
klasse  

(€)

monatl.  
Zuschussbetrag 

(€)

monatl. 
Nettobeitrag 

(€)
bis 8.220 145 96 bis 8.220 130 86

8.221 – 8.740 135 106 8.221 – 8.740 121 95
8.741 – 9.260 125 116 8.741 – 9.260 112 104
9.261 – 9.780 116 125 9.261 – 9.780 104 112

9.781 – 10.300 106 135 9.781 – 10.300 95 121
10.301 – 10.820 96 145 10.301 – 10.820 86 130
10.821 – 11.340 87 154 10.821 – 11.340 78 138

11.341 – 11.860 77 164 11.341 – 11.860 69 147
11.861 – 12.380 67 174 11.861 – 12.380 60 156
12.381 – 12.900 58 183 12.381 – 12.900 52 164
12.901 – 13.420 48 193 12.901 – 13.420 43 173
13.421 – 13.940 39 202 13.421 – 13.940 35 181
13.941 – 14.460 29 212 13.941 – 14.460 26 190
14.461 – 14.980 19 222 14.461 – 14.980 17 199
14.981 – 15.500 10 231 14.981 – 15.500 9 207

ab 15.501 0 241 ab 15.501 0 216
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Tabelle 4: �Rechengrößen der allgemeinen und landwirtschaftlichen Sozialversicherung 2017 
Stand: 01.01.2017

West Ost
1. Allgemeine Werte
Bezugsgröße

Geringfügigkeitsgrenze
Geringverdienergrenze für Auszubildende
Sachbezugswert für 
- freie Verpflegung
- Unterkunft
- Gesamt	

	 2.975	 €/Monat
	 35.700	 €/Jahr
	 450	 €/Monat
	 325 	€/Monat

	 241	 €/Monat
	 223	 €/Monat
	 464	 €/Monat

 	 2.660	 €/Monat
	 31.920	 €/Jahr
	 450 	€/Monat
	 325 	€/Monat

	 241	 €/Monat
	 223	 €/Monat
	 464	 €/Monat

2. Gesetzliche Rentenversicherung
Beitragsbemessungsgrenze

Beitragssatz
Freiwilliger Mindestbeitrag
Aktueller Rentenwert
Durchschnittsentgelt1)

	 6.350	 €/Monat
	 76.200	 €/Jahr
	 18,7	 %
	 84,15	 €/Monat
	 30,45	 €/Monat
	 37.103	 €/Jahr

	 5.700	 €/Monat
	 68.400	 €/Jahr
	 18,7	 %
	 84,15	 €/Monat
	 28,66	 €/Monat
	 37.103	 €/Jahr

3. Gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung
Versicherungspflichtgrenze2)

Beitragsbemessungsgrenze

Gesetzlicher Beitragssatz KV
Beitragssatz KV aus Versorgungsbezügen  
Beitragssatz Pflegeversicherung
- zuzüglich Beitragszuschlag für Versicherte ohne Kind
- Erhöhter Beitragssatz Pflegeversicherung ohne Elternschaft

	 4.800	 €/Monat
	 57.600	 €/Jahr
	 4.350	 €/Monat
	 52.200	 €/Jahr
	 14,6	 %
	 8,4	 %
	 2,55	 %
	 0,25	 %
	 2,80	 %

	 4.800	 €/Monat
	 57.600	 €/Jahr
	 4.350	 €/Monat
	 52.200	 €/Jahr
	 14,6	 %
	 8,4	 %
	 2,55	 %
	 0,25	 %
	 2,80	 %

4. Arbeitslosenversicherung
Beitragsbemessungsgrenze

Beitragssatz

	 6.350	 €/Monat
	 76.200	 €/Jahr
	 3,00	 %

	 5.700	 €/Monat
	 68.400	 €/Jahr
	 3,00	 %

5. Alterssicherung der Landwirte
Einkommensgrenze für Befreiung von der Versicherungspflicht3)

 
Einheitsbeitrag
Einkommensgrenze Beitragszuschuss
- Ledige
- Verheiratete
Allgemeiner Rentenwert

	 425	 €/Monat
	 5.100	 €/Jahr
	 241	 €/Monat

	 15.500	 €/Jahr
	 31.000	 €/Jahr
	 14,06	 €/Monat

	 380	 €/Monat
	 4.560	 €/Jahr
	 216	 €/Monat

	 15.500	 €/Jahr
	 31.000	 €/Jahr
	 13,22	 €/Monat

6. Landwirtschaftliche Krankenversicherung
½ Bezugsgröße (Versicherungspflicht Kleinlandwirte)
Höchstregelentgelt
Höchstkrankengeld (70 %)
pauschaliertes Kranken-/Mutterschaftsgeld
Mindest-Beitragsbemessungsgrundlage für freiwillig Versicherte/ 
AdL-Antragsteller
Bagatellgrenze für Beitragserhebung aus Versorgungsbezügen

	 17.850	 €/Jahr
	 145	 €/Tag
	 101,50	 €/Tag
	 18,13	 €/Tag
	 991,87	 €/Monat

	 148,75	 €/Monat

	 15.960	 €/Jahr
	 145	 €/Tag
	 101,50	 €/Tag
	 18,13	 €/Tag
	 991,87	 €/Monat

	 148,75	 €/Monat
7. Landwirtschaftliche Pflegeversicherung
Beitrag = Zuschlag zum Krankenversicherungsbeitrag in Höhe von  
- zusätzlicher Zuschlag für Kinderlose
- Gesamtzuschlag für Kinderlose

	 16,20	 %
	 1,59	 %
	 17,79	 %

	 16,20	 %
	 1,59	 %
	 17,79	 %

8. Landwirtschaftliche Unfallversicherung
durchschnittlicher Jahresarbeitsverdienst für landwirtschaftliche 
Unternehmer und ihre Ehegatten

	 12.417,48	 €/Jahr 	 12.417,48	 €/Jahr

1) vorläufig  2) Für Neufälle ab 2003. Für Arbeitnehmer, die bereits am 31.12.2002 wegen Überschreitens der damaligen Jahresarbeitsentgeltgrenze versicherungsfrei waren, ist die 
Versicherungspflichtgrenze identisch mit der Beitragsbemessungsgrenze.  3) Für Übergangsfälle, die bereits am 31.03.2003 von der Versicherungspflicht befreit waren:  
West 4.380 €/Jahr, Ost 3.720 €/Jahr.


